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Selbstverwaltung im Gesundheitswesen:

Bewährtes System mit Zukunft

Anmoderation:

Die soziale Selbstverwaltung der Krankenkassen ist ein bewährtes System und soll deshalb erhalten bleiben. Da stimmen Vertreter aus Politik und Selbstverwaltung überein. Was die Selbstverwaltung ausmacht und ob sie auch in Zukunft eine Rolle spielt, darüber haben Beobachter und Praktiker in einer Gesprächsrunde für das AOK-Forum „Gesundheit und Gesellschaft“, kurz G+G, diskutiert. Mehr dazu von Kristin Sporbeck.


Länge: 3.51 Minuten

------------------------------------------------------------------------------------------     

Text:  
Die soziale Selbstverwaltung vertritt seit über 100 Jahren die Interessen von Versicherten und Arbeitgebern - und das hat sich bewährt. Damit gehört sie auch in Zukunft zur gesetzlichen Krankenversicherung. Darin sind sich Vertreter aus Politik und Selbstverwaltung einig. In einer Gesprächsrunde für das AOK-Forum „Gesundheit und Gesellschaft“, kurz G+G, diskutieren Experten, was erneuert werden und was unverändert bleiben sollte. Die Position der Selbstverwaltung macht Fritz Schösser deutlich. Er ist alternierender Vorsitzender des Aufsichtsrates im AOK-Bundesverband und vertritt die Versichertenseite:

Fritz Schösser:

Der Staat schafft den Rahmen, die Selbstverwaltung füllt ihn aus. Das ist im Übrigen der Riesenvorteil für die Politik: Man bezieht die beteiligten Beitragszahler mit ein in das Geschehen, schafft mit ihnen gemeinsam Qualität und Wirtschaftlichkeit. Und wenn was schief geht, hat die Politik immer noch die Möglichkeit korrigierend einzugreifen.

Text: 
Wesentliches Element der sozialen Selbstverwaltung ist die paritätische, also gleichberechtigte Besetzung mit Arbeitgebervertretern und Versichertenvertretern. Und das sollte auch in Zukunft so bleiben, meint Dr. Volker Hansen, der im Aufsichtsrat des AOK-Bundesverbandes die Arbeitgeber vertritt. Dabei sei nicht wichtig, wer welchen finanziellen Anteil übernehme, sondern ausschlaggebend sei die gemeinsame soziale Verantwortung. 
Dr. Volker Hansen:

Die entscheidende Frage ist für mich hier bei der Parität, dass die Beiträge weit überwiegend lohnorientierte Beiträge sind auf der einen Seite und zum anderen die Arbeitgeber eine Mitverantwortung haben für das Sozialsystem in Deutschland. Von daher glaube ich, sollte man es nicht an Zahlen, an Milliardengrößen ausmachen, sondern eben an den Grundsätzen.

Text:
Zu den Grundsätzen der Selbstverwaltung gehören auch die Sozialwahlen, mit denen die Arbeitgeber- und Versichertenvertreter in den Verwaltungsräten der Kassen bestimmt werden. Dabei handelt es sich oft um sogenannte Friedenswahlen, das heißt: Es gibt nur so viele Kandidaten auf den zu wählenden Listen, wie Sitze zu besetzen sind. Häufig wird deshalb die demokratische Legitimation der Wahlen angezweifelt. Hartmut Reiners spricht sich deshalb für einen echten Wahlakt aus und gegen die Friedenswahl. Reiners ist Abteilungsleiter im brandenburgischen Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie.

Hartmut Reiners: 

Es ist einfach so, dass demokratische Wahlen einfach eine höhere Legitimation haben, als wenn irgendjemand per ordre de Mufti oder sonst wie in einer bestimmten Organisation ernannt wird. Nach wie vor halte ich es für enorm wichtig aus Gründen der politischen Legitimation, dass es Sozialwahlen in der gesetzlichen Krankenversicherung einheitlich für alle Kassen gibt. 

Text: 
Für Fritz Schösser steht die demokratische Basis der Sozialwahlen keineswegs in Frage, denn die sei bereits mit den Sozialpartnern begründet. 

Fritz Schösser:


Was ist mit Sozialpartnern gemeint? Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen. Und in diesen beiden Organisationen müssen sich Menschen demokratisch legitimieren, um Interessen von Arbeittnehmern und Arbeitgebern zu vertreten. 

Text: 
Auch wenn die Sozialwahlen umstritten sind, so hat sich das Prinzip der sozialen Selbstverwaltung doch bewährt, darin sind sich die Experten einig. Aber wie sieht die Zukunft der sozialen Selbstverwaltung aus? Wird sie auch weiter bestehen, wenn in der Gesundheits- und Sozialpolitik immer mehr Entscheidungen auf europäischer Ebene getroffen werden sollten? Absolut, meint Annette Widmann-Mauz, gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU Bundestagsfraktion. Sie plädiert dafür, die Ausgestaltung und Finanzierung des Gesundheitswesens in nationaler Hand zu belassen. 
Annette Widmann-Mauz:

Europa bietet Chancen, aber Europa darf auch erkennen, dass wir in Deutschland einen Weg gewählt haben, der die Beteiligten von Anfang mit einbezieht und der am Ende auch zu einem großen sozialen Frieden in unserem Land mit beigetragen hat. Und deshalb bin ich nicht bereit, dass Europa uns die Kompetenz zur Gestaltung der nationalen Systeme auch in der Finanzierung nimmt.


